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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 8 SO 28/15 S 
 
L 18 SO 44/15 B ER (Bayerisches LSG) 
S 5 SO 205/14 ER (SG Nürnberg) 
 
 
 
1. ……………………………………………, 
 
2. ……………………………………………, 
 
 
 
 Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Stadt Nürnberg, 
Dietzstraße 4, 90443 Nürnberg, 
 
 Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juli 2015 durch den Vorsitzenden Richter  

E i c h e r    sowie die Richterin   K r a u ß    und den Richter   S ö h n g e n  

beschlossen: 

 

Die Anträge der Antragsteller, ihnen für das Verfahren der Beschwerde gegen den 

Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts vom 13. Mai 2015 - L 18 SO 

44/15 B ER - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, 

werden abgelehnt. 

 

Die Beschwerden der Antragsteller gegen den bezeichneten Beschluss werden als 

unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die Beschwerden der Antragsteller gegen den 

Beschluss des Sozialgerichts Nürnberg vom 23.1.2015 (Leistungen für eine Haushaltshilfe im 

einstweiligen Rechtsschutz) zurückgewiesen; dabei hat es darauf hingewiesen, dass diese Ent-

scheidung unanfechtbar ist (Beschluss vom 13.5.2015). Hiergegen haben die Antragsteller "Be-

schwerde" eingelegt; gleichzeitig haben sie beantragt, ihnen für das Beschwerdeverfahren Pro-

zesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen. 

 

Den Antragstellern steht keine PKH zu; denn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hat keine hin-

reichende Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>, § 114 Zivilprozessord-

nung <ZPO>); damit entfällt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts (§ 121 ZPO). Denn eine 

Beschwerde gegen den Beschluss ist bereits nicht statthaft. Der Beschluss des LSG vom 

13.5.2015 ist, worauf das LSG zutreffend hingewiesen hat, nicht mit der Beschwerde an das 

Bundessozialgericht anfechtbar.  

 

Die Beschwerden der Antragsteller sind schon deshalb ohne Beteiligung der ehrenamtlichen 

Richter in entsprechender Anwendung des § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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